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Unterrichtung 

durch die Bundesregierung 


Vorschlag einer Verordnung (EWG) des Rates über die Inkraftsetzung 
des Europäischen Übereinkommens über die Arbeit des im internationalen 
Straßenverkehr beschäftigten Fahrpersonals (AETR) 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN — 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, insbesondere auf 
Artikel 75, 

auf Vorschlag der Kommission, 

nach Stellungnahme des Europäischen Parlaments, 

nach Stellungnahme des Wirtschafts- und Sozial- 
ausschusses, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Das Europäische Übereinkommen über die Arbeit 
des im internationalen Straßenverkehr beschäftigten 
Fahrpersonals (AETR) vom 1. Juli 1970 wurde in 
Genf bis zum 31. März 1971 zur Unterzeichnung und 
nach diesem Datum zum Beitritt der Mitgliedstaaten 
der Wirtschaftskommission für Europa aufgelegt; es 
tritt am 180. Tage nach der Hinterlegung der achten 
Ratifikations- oder Beitrittsurkunde beim General- 
sekretär der Organisation der Vereinten Nationen 
in Kraft. 

Das Inkrafttreten des AETR ist allein geeignet, in 
möglichst vielen europäischen Ländern eine einheit- 
liche Regelung im sozialen Bereich einzuführen und 
dem Güterkraftverkehr Vorteile auf dem Gebiet der 
Sicherheit im Straßenverkehr und des sozialen Fort- 
schritts einzuräumen; das Inkrafttreten des AETR ist 
ferner dazu geeignet, eine wirksamere Anwendung 
der Bestimmungen der Verordnung (EWG) Nr. 543/ 
69 des Rates vom 25. März 1969 über die Harmoni- 
sierung bestimmter Sozialvorschriften im Straßen- 
verkehr^), geändert durch die Verordnungen (EWG) 
Nr. 514/72 und 515/72 des Rates vom 28. Februar 
1972^), auf die Beförderungen im Straßenverkehr 
mit Drittländern zu gewährleisten; es ist daher an- 

1) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 77 
vom 29. März 1969, S. 49 

2) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 67 
vom 20. März 1972, S. 1 und 11 


I gezeigt, daß dieses Inkrafttreten von der Gemein- 
schaft aktiv angestrebt wird. 

I Die Vorschriften des AETR sind so in Kraft zu set- 
: zen, daß ab 1. Januar 1976 ihre einheitliche Anwen- 
dung in der gesamten Gemeinschaft auf alle Fahr- 
zeuge sichergestellt ist, die in einem Drittland, das 
Vertragsstaat ist, zugelassen sind. 

Der vom AETR geregelte Bereich fällt in den Rah- 
men der Anwendung der Verordnung (EWG) Nr. 
543/69; daher dürfte der Rat zuständig sein, dieses 
Übereinkommen für die Gemeinschaft abzuschlie- 
ßen; die besonderen Umstände bei der Aushandlung 
des AETR, auf die der Gerichtshof in seinem Urteil 
vom 31. März 1971 in der Rechtssache 22/70 hinge- 
wiesen hat, rechtfertigen jedoch ausnahmsweise, 
daß die Mitgliedstaaten der Gemeinschaft, die ge- 
meinsam im Interesse der Gemeinschaft und für die- 
se handeln, die Ratifikations- oder Beitrittsurkun- 
den der Mitgliedstaaten gemeinsam nach einem 
konzertierten Vorgehen hinterlegen, dessen Einzel- 
heiten nunmehr festgelegt werden müssen — 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 

Artikel 1 

Der Wortlaut des Artikel 2 Absatz 2 der Verordnung 
(EWG) Nr. 543/69 wird wie folgt geändert: 

„Ab 1. Januar 1976 finden jedoch die Vorschriften 
des Europäischen Übereinkommens über die Arbeit 
des im internationalen Straßenverkehr beschäftigten 
Fahrpersonals (AETR) auf Beförderungen im grenz- 
überschreitenden Straßenverkehr von und/oder nach 
Drittländern, die Vertragspartei dieses Übereinkom- 
mens sind, dann Anwendung, wenn sie von Fahr- 
zeugen durchgeführt werden, die in einem Drittland, 
das ebenfalls Vertragspartei dieses Übereinkom- 
mens ist, zugelassen sind. 

Artikel 2 

1. Die Mitgliedstaaten ratifizieren das AETR oder 
treten diesem Übereinkommen vor dem 15. Juni 
1975 bei. 
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2. Sie übermitteln unverzüglich nach Abschluß des 
nationalen Ratifikations- oder Beitrittsverfahrens 
dem Sekretariat des Rates ihre Ratifikations- 
oder Beitrittsurkunden. 

3. Die Urkunden der Mitgliedstaaten über die Rati- 
fizierung des AETR bzw, den Beitritt zu diesem 
Übereinkommen werden vom Vertreter des Mit- 
gliedstaats, der im Rat den Vorsitz wahrnimmt, 
für die Gemeinschaft gemeinsam beim General- 
sekretär der Organisation der Vereinten Natio- 
nen zu einem Zeitpunkt hinterlegt, der dem 
1. Juli 1975 möglichst nahe liegt. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbind- 
lich und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat. 


Gemäß Artikel 2 Satz 2 des Gesetzes vom 21, Juli 1957 zugeleitet mit Schreiben des Chefs des Bundes- 
kanzleramtes vom 23. Mai 1975 - 1/4 - 680 70 - E - Fa 3/75: 

Dieser Vorschlag ist mit Schreiben des Herrn Präsidenten der Kommission der Europäischen Gemeinschaften 
vom 5. Mai 1975 dem Herrn Präsidenten des Rates der Europäischen Gemeinschaften übermittelt worden. 
Die Anhörung des Europäischen Parlaments und des Wirtschafts- und Sozialausschusses zu dem genannten 
Kommissionsvorschlag ist vorgesehen. 

Der Zeitpunkt der endgültigen Beschlußfassung durch den Rat ist noch nicht abzusehen. 
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Begründung 

1. Das Europäischen Übereinkommen über die Ar- 
beit des im internationalen Straßenverkehr beschäf- 
tigten Fahrpersonals (AETR) vom 1. Juli 1970 wur- 
de in Genf bis zum 31. März 1971 zur Unterzeich- 
nung und nach diesem Datum zum Beitritt insbeson- 
dere der Mitgliedstaaten der Wirtschaftskommission 
für Europa (ECE) aufgelegt. Dieses Übereinkommen 
legt als Datum seines Inkrafttretens den 180. Tag 
nach der Hinterlegung der achten Ratifikations- oder 
Beitrittsurkunde beim Generalsekretär der Verein- 
ten Nationen fest. Zur Zeit haben sechs Drittlän- 
der ihre Ratifikations- oder Beitrittsurkunden 
hinterlegt. Die Hinterlegung der Ratifikationsurkun- 
den der Mitgliedstaaten der Gemeinschaft würde 
folglich ausreichen, um ein Inkrafttreten des AETR 
binnen 180 Tagen zu erwirken. 

2. Die Gemeinschaft hat stets ein großes Interesse 
am Inkrafttreten des AETR gezeigt, das sie als eine 
wesentliche Bedingung für die Schaffung einer ein- 
heitlichen Regelung im sozialen Bereich, die auf ein 
über das Hoheitsgebiet der Gemeinschaft hinaus- 
gehendes geographisches Gebiet anwendbar ist, an- 
gesehen hat. Ein solches Inkrafttreten hat unbe- 
streitbare Vorteile auf dem Gebiet der Sicherheit 
und des sozialen Fortschritts; es ist ferner dazu ge- 
eignet, eine bessere Kontrolle bei der Anwendung 
der sozialen Regelung der Gemeinschaft im Bereich 
des Güterkraftverkehrs auf die Beförderungen im 
Straßenverkehr mit Drittländern zu gewährleisten. 
In diesem Sinne äußert sich auch die Empfehlung 
des Rates vom 23. September 1974, in der die Mit- 
gliedstaaten aufgefordert werden, vor dem 1. Ja- 
nuar 1975 alle erforderlichen Maßnahmen zu treffen, 
damit das AETR unter Beteiligung aller Mitglied- 
staaten der Gemeinschaft unverzüglich in Kraft tre- 
ten kann. Diese Empfehlung hatte leider nicht den 
gewünschten Erfolg, da einige Mitgliedstaaten ihr 
nicht gefolgt waren, so daß sich die gleichzeitige 
Hinterlegung der Ratifizierungs- oder Beitrittsurkun- 

1) Spanien, Portugal, Norwegen, Schweden, Griechenland 
und Jugoslawien 

2) Verordnung (EWG) Nr. 543/69 vom 25. März 1969 
(Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 77 
vom 29. März 1969), geändert durch die Verordnungen 
(EWG) Nr. 514/72 und 515/72 vom 28. Februar 1972 
(Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 67 
vom 20. März 1972) 


den durch alle Mitgliedstaaten immer noch verzö- 
gert. 

3. Hinsichtlich der Anwendung des AETR auf Be- 
satzungen aus Drittländern genügt es, Artikel 2 der 
Verordnung (EWG) Nr. 543/69 zu ändern, in dem 
der Zeitpunkt der Anwendung des AETR in der Ge- 
meinschaft festgelegt wird. Eine solche Anwendung 
des Abkommens hätte den Vorteil, die Rechtsein- 
heitlichkeit für das gesamte Gebiet der Gemein- 

, Schaft dadurch sicherzustellen, daß das AETR in allen 
Mitgliedstaaten auf Fahrzeuge aus Drittländern, die 
Vertragsstaaten sind, angewandt wird. Der 1. Ja- 
nuar 1976 erscheint ein für das Inkrafttreten des 
AETR in der Gemeinschaft geeigneter Zeitpunkt. 

4. Inzwischen trifft die Gemeinschaft die erforder- 
lichen Maßnahmen, um das AETR auf Staatsangehö- 

I rige der Mitgliedstaaten, die auf dem Gebiet der 
: dritten Vertragsstaaten verkehren, anwenden zu 
: können. Da die Regelungen des AETR Gebiete be- 
! treffen, für die gemeinschaftliche Bestimmungen 
über die soziale Harmonisierung im Straßenverkehr 
bestehen, müßte für die Gemeinschaft grundsätzlich 
; das Verfahren nach Artikel 228 Anwendung finden. 

Die besonderen Verhältnisse bei der Aushandlung 
dieses Übereinkommens, das der Gerichtshof in sei- 
nem Urteil vom 31. März 1971 in der Rechtssache 
22/70 festgehalten hat, dürften jedoch ausnahms- 
weise die Anwendung eines ad hoc-Verfahrens 
rechtfertigen. Ein solches Verfahren müßte die ge- 
meinsame Hinterlegung der Ratifizierungs- oder Bei- 
trittsurkunden solidarisch durch alle Mitgliedstaaten 
„im Interesse und in Vertretung der Gemeinschaft" ®) 
vorsehen. Die Verfahren der Mitgliedstaaten auf 
nationaler Ebene müßten so erfolgen, daß die ge- 
meinsame Hinterlegung bis zum 1, Juli 1975 mög- 
lich ist; die im AETR vorgesehene Frist von 180 
Tagen würde so dem in der Gemeinschaftsverord- 
nung festgelegten Zeitpunkt für ihre Anwendung 
; auf Angehörige von Drittländern entsprechen. Der 
: Gemeinschaftscharakter eines solchen abgestimmten 
! Vorgehens würde durch die Hinterlegung der Ur- 
I künden der Mitgliedstaaten durch einen einzigen 
[ Mandatar, d. h. den Vertreter des Mitgliedstaates, 
j der den Vorsitz im Rat wahrnimmt, gegeben sein. 

i 

i 3) Urteil des Gerichtshofes der Europäischen Gemein- 
I Schaft in der Rechtssache 22/70, Erwägungsgrund 90 
(Sammlung 1971) 
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